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Ein sorgfältig erarbeitetes Hygienekon-

zept und die Zustimmung des Hessischen 

Ministeriums für Soziales und Integration 

(HMSI) machten es trotz des Teil-Lock-

downs möglich, dass die 9. Delegierten-

versammlung (DV) der Landesärztekam-

mer (LÄKH) am 28.11.2020 als Präsenz-

veranstaltung stattfinden konnte. Wie 

schon im September tagten die Ärztever-

treterinnen und -vertreter unter pande-

miegeeigneten, sowohl vom Gesundheits-

amt Friedberg als auch vom Gesundheits-

amt Frankfurt unbeanstandeten Bedin-

gungen in der Stadthalle Friedberg.

Wie Ärztekammerpräsident Dr. med. Ed-

gar Pinkowski (Liste Fachärztinnen und 

Fachärzte) in seiner Begrüßung erläuter-

te, habe sich die Durchführung einer Prä-

senzsitzung als notwendig erwiesen, da 

der Gesetzgeber den Heilberufskammern 

bislang keine rechtssichere digitale Veran-

staltung erlaube. Doch Rechtssicherheit 

war zwingend geboten, zumal die Dele-

gierten u. a. den Haushalt 2021 der Lan-

desärztekammer zu beschließen hatten.

Um die Sitzung zur Minimierung des In-

fektionsrisikos so kurz wie nötig zu gestal-

ten, stimmte das Ärzteparlament einem 

Änderungsantrag des Präsidiums auf Ver-

kürzung der Tagesordnung zu, der diese 

im Wesentlichen auf den Haushaltsplan 

2021, eine Änderung der Beitragsord-

nung, Änderungen der Satzung und Ver-

sorgungsordnung des Versorgungswerks 

und Änderungen von Rechtsquellen der 

LÄKH konzentrierte. 

Haushalt und Beitragsordnung

Dass sich die Corona-Pandemie auch er-

heblich auf die Finanzen der Landesärzte-

kammer auswirkt, machte Armin Beck 

(Liste Hausärzte), Vorsitzender des Fi-

nanzausschusses, in seinem Bericht deut-

lich. So weise der Verwaltungshaushalt 

2021 unter der Annahme der geplanten 

Ertrags- und Kostenarten einen Jahres-

fehlbetrag in Höhe von 

 T€ -3.381 aus. 

In erster Linie seien vier Ursachen dafür 

verantwortlich, dass sich Ergebnis und 

Rücklagen schlechter entwickelten als in 

den Vorjahren. Zum einen stagniere das 

Beitragsaufkommen bei unveränderten 

Hebesätzen, zum anderen stiegen die Per-

sonalkosten stärker als ursprünglich ge-

plant. Schließlich führe der Corona-be-

dingte Ausfall vieler Aus-, Fort- und Wei-

terbildungsveranstaltungen zu einem 

deutlichen Gebührenrückgang. Der da-

raus resultierende negative Ergebniseffekt 

werde zudem durch steigende Aufwen-

dungen zur Sicherstellung pandemiege-

rechter Bedingungen verstärkt. 

Nachdem der Finanzausschuss einem ers-

ten Entwurf des Haushaltsplans 2021 auf-

grund der noch ungünstigeren Ergebnis- 

und Rücklagenentwicklung nicht zuge-

stimmt habe, sei dieser auf vertretbare 

Einsparungen überprüft und eine Gegenfi-

nanzierung durch Erhöhung der Beitrags- 

und Gebührenordnung für das Jahr 2021 

ausgearbeitet worden. Daraufhin habe der 

Finanzausschuss dem zweiten Entwurf zu-

gestimmt, so Beck. Auch habe der Aus-

schuss einstimmig empfohlen, die 2018 

wegen damals hoher Rücklagen beschlos-

sene, vorübergehende Senkung des Kam-

merbeitrags partiell rückgängig zu ma-

chen und diesen um 7,5 % anzuheben. 

Diese Anhebung sei notwendig, um die 

Kammerfinanzen der kommenden Jahre 

auf ein solides Fundament zu stellen. Im 

Übrigen, so betonte Beck in seinem Vor-

trag, habe er der Delegiertenversamm-

lung im November 2018 vor ihrem Be-

schluss über die Absenkung darauf hinge-

wiesen, dass spätestens im Haushaltsjahr 

2022 wieder eine deutliche Beitragserhö-

hung notwendig sei, um den in 2019 ein-

geleiteten Abschmelzungsprozess der 

Rücklagen zu stoppen. Mit Blick auf die 

gestiegenen Personalkosten wies Präsidi-

umsmitglied Dr. med. Peter Zürner (Liste 

Fachärztinnen und Fachärzte) in der an-

schließenden Diskussion daraufhin, dass 

u. a. die zum 1. Juli 2020 in Kraft getrete-

ne neue Weiterbildungsordnung eine hö-

here Personalausstattung in der Weiterbil-

dungsabteilung 

dringend erforder-

lich gemacht habe, 

um das große Auf-

gabenspektrum 

bewältigen und 

Ärztinnen und Ärz-

te in Weiterbildung 

auch künftig quali-

fiziert unterstützen 

zu können. 

Ärztekammer

Haushalt der Landesärztekammer verabschiedet

9. Delegiertenversammlung beschließt Anhebung des Kammerbeitrages 
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Auch Präsidiums-

mitglied Dr. med. 

Susanne Johna 

(Marburger Bund) 

stellte fest, dass ei-

ne Anhebung des 

Kammerbeitrages 

notwendig sei, um 

die Haushaltslage 

zu konsolidieren. 

Allerdings sprach 

sie sich, wie u. a. Dr. med. Lars Bodammer 

und PD. Dr. med. Andreas Scholz (alle 

Marburger Bund), für eine Anhebung um 

lediglich 5 % aus. „Wir sind zuständig da-

für, den Haushalt für die nächsten zwei, 

drei Jahre sicher zu machen“, so Johna. 

„Aber es ist nicht unsere Aufgabe, Rückla-

gen zu bilden.“ Eine fünfprozentige Anhe-

bung halte sie daher für ausreichend. 

Dr. med. H. Christian Piper (Marburger 

Bund) hielt beide Optionen – Anhebung 

um 5 oder um 7,5 % – „nicht für grund-

sätzlich falsch“, plädierte aber für eine An-

hebung in der Höhe, die tatsächlich benö-

tigt werde.

Man habe sich viele Gedanken über die 

Anhebung des Beitrages gemacht, erklär-

te Dr. med. Wolf Andreas Fach (Fachärz-

tinnen und Fachärzte). Eine Erhöhung von 

5 % reiche für ein Jahr, aber sicherlich 

nicht für zwei oder drei Jahre: „Die Kosten 

steigen.“ Auch gingen zunehmend ältere, 

gut verdienende Kolleginnen und Kollegen 

aus der Praxis in Ruhestand und fielen da-

mit als Beitragszahler aus. „Ich bin für Sta-

bilität“, bekräftigte Fach. 

Sie wünsche sich eine starke Ärztekam-

mer, hob Prof. Dr. med. Alexandra Henne-

berg (Fachärztinnen und Fachärzte) lei-

denschaftlich hervor. Man brauche eine 

starke Vertretung der Ärzteschaft in der 

Öffentlichkeit und eine gute Weiterbil-

dung für junge Ärztinnen und Ärzte. „Das 

soll sich diese Kammer leisten können. Da-

her bin ich für eine 

Anhebung um 

7,5 %.“ Auch 

Dr. med. Sabine 

Dominik (Fachärz-

tinnen und Fach-

ärzte), Stellv. Vor-

sitzende des Fi-

nanzausschusses, 

unterstrich die 

Notwendigkeit, 

den Beitrag um 7,5 % anzuheben: Die Ärz-

tekammer müsse, wie die Krankenhäuser 

auch, mit einer vernünftigen Personalde-

cke arbeiten.

 In der anschließenden Abstimmung wur-

de zunächst die geänderte Beitragsord-

nung mit 69 Stimmen und einer Enthal-

tung beschlossen, bevor der Präsidiums-

antrag auf Verabschiedung des Haushalts-

plans für das Geschäftsjahr 2021 mit einer 

Anhebung des Kammerbeitrags um 7,5 % 

mit großer Mehrheit – 69 Stimmen bei 

drei Enthaltungen – angenommen wurde. 

 TOP Versorgungswerk

Um die Sitzung wegen der Corona-Pande-

mie möglichst kurz zu halten, hat der Vor-

stand des Versorgungswerkes in Abspra-

che mit der LÄKH darauf verzichtet, einen 

Bericht abzugeben. 

Zwei Delegierte 

hatten den Antrag 

gestellt, der nächs-

ten DV eine Sat-

zungsänderung 

vorzulegen, durch 

die auch angestell-

te Ärztinnen und 

Ärzte für die Dauer 

ihrer Mitwirkung an 

der vertragsärztli-

chen Versorgung 

wie zugelassene 

(selbstständige) 

Vertragsärztinnen 

und -ärzte behan-

delt werden, also 

auch nur den hälfti-

gen Beitrag zum 

Versorgungswerk 

leisten müssen. 

Nach kontroverser 

Diskussion wurde der Antrag an den  

Vorstand überwiesen. Über das Ergebnis 

der Prüfung wird in der nächsten DV  

berichtet. 

Änderungen von Rechtsquellen 

der Landesärztekammer Hessen

Eine ganze Reihe Rechtsquellenänderun-

gen wurde auf der DV von den hessischen 

Ärztinnen und Ärzten beschlossen, die im 

Detail in den Bekanntmachungen auf den 

Seiten 30 bis 54 nachzulesen sind. 

• Änderung der Beitragsordnung mit 

neuer Beitragstabelle: S. 51 & 53ff.

• Änderung der Hauptsatzung und der 

Geschäftsordnung: Zukünftig werden 

Sitzungsunterlagen und Protokolle der 

DV’en in elektronischer Form an die De-

legierten versandt (siehe S. 30 & 43). 

• Änderung der Berufsordnung: Die An-

lage „Richtlinie zur Durchführung der 

assistierten Reproduktion“ ist von der 

Bundesärztekammer (BÄK) in der 

Muster-Berufsordnung (BO) seit lan-

gem nicht mehr abgebildet worden, 

weil das Transplantationsgesetz geän-

dert worden ist. Aufgrund der von der 

BÄK 2018 neu erarbeiteten „Richtlinie 

zur Entnahme und Übertragung von 

menschlichen Keimzellen im Rahmen 

der assistierten Reproduktion“ kann 

die alte Richtlinie als Anlage zur BO da-

her aufgehoben werden. Darin nicht 

enthaltene Regelungen zum Genehmi-

gungsverfahren und zur Qualitäts-

sicherung sind nun im Rahmen der Re-

produktion in eigenen Richtlinien der 

LÄKH festgelegt (siehe S. 31, 34 & 

36). 

• Änderung der Weiterbildungsordnung: 

Aufgrund eines handwerklichen Über-

tragungsfehlers wurde § 4 Abs. 2 der 

Weiterbildungsordnung durch die DV 

am 23. November 2019 nicht in der 

vom Weiterbildungsausschuss und Prä-

sidium empfohlenen Fassung beschlos-

sen. Dieser Fehler wurde nun korrigiert. 

Die Zusatzweiterbildung Notfallmedi-

zin wird nun im Weiterbildungs-

abschnitt „6 Monate in der Intensivme-

dizin oder in der Anästhesiologie“ um 

„oder in einer Notfallaufnahme“ er-

gänzt (siehe S. 33 & 38). 

• Änderung der Kostensatzung: Anpas-

sungen wurden in Kapitel 2 – Weiterbil-

dungswesen Ärzte, in Kapitel 3 – Be-

rufsbildung: Medizinische Fachange-

stellte/Arzthelfer/-innen, in Kapitel 4 – 

Tätigkeit der Ethikkommission sowie in 

Kapitel 5 – Durchführung von Maßnah-

men zur künstlichen Befruchtung be-

schlossen (siehe S. 47).

• Die Entschädigungsregelung für ehren-

amtlich Tätige der LÄKH und des Ver-

sorgungswerkes wurde geändert: Dazu 

gehören der Entfall des Tagegeldes, 

einzelne abteilungsspezifische Anpas-

Ärztekammer

Dr. med.  

Susanne Johna

Vizepräsidentin  

Monika Buchalik

Dr. med.  

Alexander Marković

Dr. med.  

Adelheid Rauch



10 | Hessisches Ärzteblatt 1/2021

sungen sowie die Anpassung des Sta-

tuts „Übergangsgeld“.

• Änderung der Fortbildungsordnung:

Die bereits am 1. Dezember 2018 er-

folgte Umstellung des Antragsverfah-

rens zur Zertifizierung von Fortbil-

dungsveranstaltungen auf das Mitglie-

derportal blieb bislang in der Fortbil-

dungsordnung und Richtlinie nicht ab-

gebildet und wurde nun entsprechend

überarbeitet (siehe S. 41).

• Auch die Richtlinie zum Anerkennungs-

verfahren von Fortbildungsmaßnah-

men wurde entsprechend angepasst

(siehe S. 44).

Keine patientennahe Tätigkeit  

bei positivem Corona-Test

Anlässlich der aktu-

ellen Entwicklun-

gen forderte die DV 

in einer Resolution, 

dass die patienten-

nahe Arbeitstätig-

keit von Ärztinnen 

und Ärzten sowie 

Pflegepersonal bei 

positivem Corona-

Test oder bei Einstufung als Katego-

rie I-Kontaktperson nicht weiter ausge-

führt werden dürfe. Es sei nicht nachvoll-

ziehbar, dass Betroffene weiterhin ärztlich 

bzw. medizinisch tätig seien, gleichzeitig 

jedoch nicht im Supermarkt einkaufen 

dürften. 

Wörtlich heißt es in der Resolution:

„Die Hessische Landesärztekammer lehnt 

die patientennahe Arbeitstätigkeit von 

Ärzten und Pflegepersonal bei positivem 

Corona-Test oder bei Einstufung als Kon-

taktperson der Kategorie I ab. Begrün-

dung: Durch die Einräumung dieser Mög-

lichkeit wird bei knappen Personalressour-

cen in Krankenhäusern, Arztpraxen und 

Pflegeheimen bei den betroffenen Perso-

nen ein starker Druck aufgebaut, ihre bis-

herige Tätigkeit weiter auszuführen. Auch 

bei zunächst symptomfreien Personen 

kann es im weiteren Verlauf zu Sympto-

men kommen, ggf. wird hier die Rekonva-

leszenz sogar im Verlauf verlängert.“

Nahezu zeitgleich wurde diese Problema-

tik von der hessischen Landesregierung 

mit der 22. Verordnung zur Bekämpfung 

des Corona-Virus vom 30. November 

2020 aufgegriffen. So sind künftig alle 

Personen, bei denen eine Infektion mit 

SARS-CoV-2 nachgewiesen worden ist, 

verpflichtet, sich unverzüglich nach Erhalt 

dieses Testergebnisses in eine 14-tätige 

Quarantäne zu begeben. „Damit hat das 

Land Hessen die Grundlage dafür geschaf-

fen, dass auch Ärztinnen und Ärzte, Pfle-

gepersonal und Medizinische Fachange-

stellte bei positivem Corona-Test oder 

Einstufung als Kontaktperson der Katego-

rie I nicht weiter in der Patientenversor-

gung tätig sein dürfen“, erklärte der hessi-

sche Ärztekammerpräsident Dr. med. Ed-

gar Pinkowski in einer Pressemitteilung 

am 4. Dezember 2020. Nur bei Vorliegen 

wichtiger Gründe könne das zuständige 

Gesundheitsamt auf Antrag von der 

Pflicht zur Absonderung befreien.

Katja Möhrle

Maren Grikscheit

Johannes Prien 

Svenja Krück vor einem Teil des Plenums. 
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